
WIR HELFEN - IHR KÜRZT! PSYCHOTHERAPIE VERTEIDIGEN!

Worum geht es?  

Die beschlossene Kürzung der psychotherapeutischen Honorare um 4,5 % muss zurückgenom-
men werden.

Was ist passiert?

Am 11. März 2026 beschloss der Bewertungsausschuss auf Betreiben des GKV-Spitzenverban-
des eine Kürzung der Honorare um 4,5 % sowie eine Anhebung des sog. „Strukturzuschlags“ 
um 14,5 %. In der Summe bleibt aber eine deutliche Kürzung, die je nach Praxis unterschied-
lich stark, aber trotzdem empfindlich ausfallen wird. Mit dieser fatalen Entscheidung wird 
faktisch die Orientierungswert (OW)-Steigerung für 2026 in Höhe von 2,8 % zurückgenommen 
und die OW-Steigerung 2025 um 1,7 % abgeschwächt. Das ist ein Skandal, denn diese OW-
Steigerungen der vertragsärztlichen Leistungen waren explizit verhandelt worden, um stei-
gende Kosten der Vertragsärzte und Psychotherapeut*innen aufzufangen und den „Arztlohn” 
moderat weiterzuentwickeln. Die Anhebung der Strukturzuschläge entspricht unter anderem 
der tariflichen Entwicklung medizinischer Fachangestellter und fließt unmittelbar in die Finan-
zierung von Praxispersonal. Es bleibt also ein Griff in die Tasche der Psychotherapeut*innen.
 
Was heißt „angemessene Vergütung“?  

Das Bundessozialgericht (BSG) hat in ständiger Rechtsprechung eine Untergrenze noch 
rechtskonformer Vergütung psychotherapeutischer Gesprächsleistungen definiert. Nach der 
Rechtsprechung des BSG ist mit dem Gleichheitsgrundsatz im Grundgesetz noch vereinbar, 
wenn Psychotherapeut*innen bei Maximalauslastung (43 Wochen/36 Stunden Einzeltherapie 
und 52 Arbeits-stunden) und nach Abzug ihrer Kosten in der Lage sind, den durchschnittlichen 
Ertrag (auch hier Umsatz abzüglich Kosten) der unterdurchschnittlich verdienenden Facharzt-
gruppen zu erreichen. Die Vergleichsfacharztgruppen sind derzeit die Chirurgen, Gynäkologen, 
Haut-ärzte, HNO-Ärzte und Urologen. Datengrundlage für die Ertragsermittlung sind die in 
den KBV-Honorarberichten veröffentlichten Umsätze, die jeweils zwei Jahre zurückdatiert vor-
liegen. Die Mindestvergütung der Psychotherapeutischen Leistungen für 2026 orientiert sich 
also an den Erträgen der Vergleichsfachärzte aus dem Jahr 2024. Auch diese Vorgehensweise 
hat das BSG nur in Ermangelung aktueller Zahlen gebilligt. Bei den Psychotherapeut*innen 
werden die Ertragsmöglichkeiten derzeit unsachgemäß durch den Bewertungsausschuss 
höher veranschlagt, indem weitere Einnahmemöglichkeiten (z. B. aus Gruppenpsychotherapie) 
hinzugerechnet werden. Diese Vorgehensweise und weitere halten wir für rechtswidrig und 
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rufen daher regelmäßig zu Widersprüchen gegen die Honorarescheide auf. Wir erwarten 
ein erneutes Urteil des BSG noch in diesem Jahr. 

Was muss nun geschehen?

Das Bundesgesundheitsministerium (BMG) ist aufgefordert, den Beschluss zu beanstan-
den. Ein entsprechendes Schreiben ist bereits an das BMG auf den Weg gebracht worden.

Was können Sie tun?

• Unterstützen Sie die Beanstandung durch das BMG.
• Unterstützen Sie die Petition Nr. 196376 bzgl. § 87 SGB V.
• Bekunden Sie Ihre Wertschätzung für die psychotherapeuti-sche Versorgung – der Be-
schluss ist eine schmähliche Entwertung der psychotherapeutischen Arbeit in einer Zeit mit 
hoher Nachfrage und Wichtigkeit für die psychotherapeutische Leistung!

Welche Folgen befürchten wir?

Die Praxen stehen wie alle anderen auch unter hohem wirtschaftlichen Druck durch 
steigende Kosten. Kürzungen verstärken dies und verunsichern die Praxisinhabenden, die 
Stabilität der psychotherapeutischen Versorgung wird angegriffen, die Psychotherapie 
wird weiter benachteiligt und wirtschaftlich ab-gehängt. Die Niederlassung in eigener Pra-
xis verliert an Attraktivität – es kann eine Entwicklung in Gang gesetzt wird, die wir auch 
im somatisch-medizinischen Bereich schon kennen: Kassensitze werden nicht nachbesetzt, 
die Versorgung verschlechtert sich, das Angebot wird ausgedünnt. Das kann nicht im Inter-
esse von Gesellschaft und Krankenkassen sein. Dieser Beschluss gefährdet den Start der 
ambulanten Weiterbildung: die Finanzierungslücke zur Ausgestaltung der Weiterbildung 
wird bei sinkenden Erlösen aus Kassenhonoraren größer. Das gefährdet die Weiterbildung 
von Nachwuchs und damit die Sicherstellung der Versorgung in der Zukunft!

www.wir-helfen-ihr-kürzt.de

Gemäß den uns auferlegten Auflagen durch die Behörde ergehen folgende 

Hinweise:

1. Wir bitten alle Teilnehmenden der Versammlung im Namen der Veranstal-

tungsleitung darum, mitgebrachte Transparente, Spruchbänder, Plakate und 

anderes Material im Anschluss an die Teilnahme wieder mitzunehmen oder 

ordnungsgemäß in den öffentlich zugänglichen Mülleimern zu entsorgen.

2. Weiterhin erteilen wir den Hinweis an die Teilnehmenden, entsprechende 

Transparente, Spruchbänder, Plakate usw. nach Beendigung der Versamm-

lung nicht weiter zu zeigen und auch nicht weiter zu verbreiten, um eine 

Anschlussdemonstration zu vermeiden. Die Verteilung dieses Flyers erfolgt 

ausschließlich während der Versammlung.


